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‚Verkündet

am 17° Dezember 1959

I m N a m e n d e s V o l k e s

In Sachen

uooooooosooooooniocooo 00000000 ... lllll oo,

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 5„ Senat des Bundessozialgerichts

auf die mündliche Verhandlung vom 17„Dezemher 1959,

an der mitgewirkt haben

Senatspräsident Dr° B r o c k h o f f

als Vorsitzender,

Bundesrichter F e c h n e r und
Bundesrichter Dr° D a p p r i c h

als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter N e u w a l d und

Bundessozialrichter G l a t z e 1

als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Lan—

dessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 17° De—
zember 1957 wird zurückgewiesen°

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatteno

Von Rechts wegen°
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T a t b e s t a n d
‚.. _

Der 1889 geborene Kläger stand seit dem Jahre 1934 bis zu seiner

Invalidisierung am l° Mai 1957 in einem krankenpflichtversicher—

ten Beschäftigungsverhältnis als Büroangestellter„ Die Kranken—

versicherung hat er auch als Rentner freiwillig fortgesetzt„ Sei—

ne Ehefrau Agnes geb° S::T2tiiist seit längerer Zeit als ange—

stellte Lehrerin im staatlichen Schuldienst beschäftigt; ihre

Bezüge richten sich nach der Tarifordnung A für Arbeitnehmer

im öffentlichen Dienst (TO.A); ihre Grundvergütung betrug vom

10 Oktober 1955 an nach Gruppe V b 548,10 DM, daneben wurden die

tariflichen Zuschüsse.gewährt. Die Gesamt-Bruttobezüge der Ehe—

frau des Klägers, die mit dem 1. März 1956 aus der gesetzlichen
Krankenversicherung wegen Überschreitung der Versicherungs—

pflichtgrenze ausschied, betrugen im September 1957 736,—— DM"

Der Kläger hat, nachdem die Beklagte sein entsprechendes Begeh—

ren abgelehnt hatte, am 6° Juli 1956 fristgemäß Klage bei dem
Sozialgericht Köln erhoben mit dem Antrag festzustellen, daß die

Beklagte verpflichtet sei, aus seiner Versicherung für seine

Ehefrau Familienkrankenhilfe zu gewähren°

Weder mit seiner Klage noch mit der gegen das ablehnende Urteil

des Sozialgerichts vom 27° März 1957 eingelegten Berufung hatte

der Kläger Erfolg°

Mit seinem Urteil vom 17° Dezember 1957 wies das Landessozial—

gericht die Berufung im wesentlichen mit folgender Begründung

zurück:

Zwar sei die (mit einer Anfechtungsklage verbundene) Fest—

stellungsklage zulässig, da — gleichgültig, ob man das Be—

gehren des Klägers auf die Feststellung eines besonderen

selbständigen Rechtsverhältnisses oder auf die Feststellung

einer einzelnen Berechtigung aus einem umfassenderen Rechts—

verhältnis gerichtet ansehe - die fragliche einem Rechtsver—

hältnis entspringende Berechtigung jedenfalls Gegenstand

einer Feststellungsklage nach 5 55 des Sozialgerichtsge—.
..3..
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setzes (SGG) sein könne° Daß der Kläger die Beklagte bisher

nicht habe in Anspruch nehmen müssen, weil seine Ehefrau bis

zum Schluß der letzten mündlichen Verhandlung nicht krank ge—

wesen sei, könne die Zulässigkeit dieser Klage nicht beein—

flussen, Auch das Interesse des Klägers an einer alsbaldigen

Feststellung sei gegeben, weil der Kläger sich bei einem Un—

terliegen gegebenenfalls nach einer anderweitigen Kranken—

versicherung umsehen müsse,

Sachlich sei die Berufung jedoch nicht begründet„

Die Ehefrau des Klägers sei zwar offensichtlich selbst ander—

weitig gegen Krankheit nicht versichert° Es fehle jedoch an
der weiteren Voraussetzung des 5 205 EVO für eine Gewährung

der Krankenhilfe, daß nämlich die Ehefrau des Klägers auch

berechtigt sei, von dem Kläger als krankenpflichtversicher—

tem Ehemann Unterhalt zu fordern° Der bürgerlich—rechtliche

Unterhaltsbegriff, von dem auch im vorliegenden Falle auszu—

gehen sei, habe durch den Gleichberechtigungsgrundsatz des

Grundgesetzes eine gewisse Änderung erfahren° Es könne dahin—

gestellt bleiben, ob von der vom l° Senat des LSG° Nordrhein—

Westfalen in seinen Urteilen vom 17,901957 vertretenen Auf—

fassung, nur derjenige Ehegatte habe einen Unterhaltsanspruch,

der seinen Unterhalt überwiegend aus den vom anderen Ehegat—

ten für den gemeinsamen Eamilienunterhalt zur Verfügung ge—
stellten finanziellen Mitteln beziehen müsse, allgemein aus—

vzugehen sei° Im vorliegenden Fall ergebe sich die Ablehnung

bereits aus der Erwägung, daß ein Unterhaltsanspruch jeden—

falls insoweit nicht anerkannt werden könne, wie der Unter—

halt des einen Ehegatten auch ohne die Unterhaltsleistung

des anderen Ehegatten als gewährleistet angesehen werden kön—

ne° Dies sei nach den festgestellten Einkommensverhältnissen

der Ehefrau des Klägers hier anzunehmen°

Es sei auch widersinnig, daß die Ehefrau zwar, solange sie

infolge geringerer eigener Einkünfte der Krankenpflichtver—

sicherung angehört habe, nicht berechtigt gewesen sei, vom
Kläger die Tragung etwaiger Krankheitskosten als Unterhalt

zu verlangen, daß ihr dies jedoch zuzusprechen sei, wenn sie
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jene Verdienstgrenze überschritten habe° Wenn der Ge—

setzgeber davon ausgehe, daß ein Ehegatte wegen der Höhe

seines eigenen Einkommens für einen etwaigen Krankheits—

fall ohne Pflichtversichcrung selbst vorsorgen müsse, könne

es nicht rechtens sein, daß dieser Ehegatte die Fürsorge—

pflicht über die gesetzlichen Unterhaltsvorschriften auf

den anderen Ehegatten, und damit praktisch auf die gesetz—

liche Krankenvaaicherung, abwälzen könne°

Gegen das am 28° Juni 1958 zugestellte Urteil, in dem das

Landessozialgericht die Revision zugelassen hat, legte der

Kläger unter Antragstellung und gleichzeitiger Begründung

am 10° Juli 1958 Revision ein°

Der Kläger rügt, daß das Landessozialgericht rechtsirrig eine

überwiegende Unterhaltspflicht als Voraussetzung der Familien—

hilfe fordereu Unabhängig von der Höhe des beiderseitigen Ein—

kommens bzw„ Vermögens sei auch heute noch der Ehemann seiner

Ehefrau gegenüber stets unterhaltspflichtig; daran habe auch

die Gleichberechtigung nichts geändert. Der Familienhilfe—

anspruoh würde gesetzlich nur dadurch ausgeschlossen, daß der

Familienangehörige anderweit einen eigenen gesetzlichen An—'

spruch auf Krankenpflege habe, was hier zweifelsfrei nicht der

Fall sei°

Ebenso wie bei der Rentenversicherung sei auch bei der Kranken-

versicherung der Anspruch auf die Familienhilfe durch einen

in dem gesamten Beitrag enthaltenen Beitragsanteil begründet°

Der Kläger beantragt,

unter Aufhebung der angefochtenen Entscheidung die von ihm
begehrte Feststellung zu treffen°

Die Beklagte beantragt demgegenüber

kostenpflichtige Zurückweisung der Revision°

Sie verneint mit dem angefochtenen Urteil im vorliegenden Fal—
_5_JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 5 -

le einen Unterhaltsanspruch der Ehefrau° Nur ein unterhaltsbe—

rechtigter Ehegatte hehe Anspruch auf Krankenhilfe; daran gerade

fehle es jedoch hier° In dem Krankenvcrsicherungsbetrag befinde

sich kein besonderer Anteil für die Familienangehörigen; dies

ergebe sich besonders deutlich daraus, daß ledige und verheira—

tete Versicherte Beiträge in der gleichen Höhe zu entrichten

hätten°

Bntscheidungsgründe:

Die Revision ist frist— und formgerecht unter Antragstellung

eingelegt und begründet werden; sie ist vom Landessozialgericht

zugelassen und daher statthaft° Die Revision ist jedoch nicht

begründet,

I Der Kläger begehrt die Feststellung, daß die Beklagte ver—
pflichtet sei, aus seiner Krankenversicherung Familienkranken—

hilfe für seine Ehefrau zu gewähren; diese ist nach der mit der

Revision nicht angefochteen und daher für das Bundessozialge—

richt maßgeblichen Feststellung des Landessozialgerichts in der

Zeit von der Klageerhebung bis zur letzten mündlichen Verhand—

.lung in der Berufungsinstanz nicht krank gewesen°

Die erhobene Feststellungsklage ist mit dem angefochtenen Urteil
als zulässig anzusehen° Bei der begehrten Feststellung des An—

spruchs auf Familienkrankenhilfe handelt es sich nämlich weder

um eine unzulässige Feststellung reiner Tatsachen, da die Klä—

rung des Begriffs "Unterhaltsberechtigung" eindeutig eine Rechts—

frage ist, noch um die ebenfalls unzulässige Feststellung einer

bloßen fiktiven gedachten Reohtsfrage, also nicht um einzelne
Anspruchselemente, sondern um einen echten Teilanspruch° Dies

ergibt sich deutlich daraus, daß der erhobene Anspruch, festzu—

stellen, daß Familienkrankenhilfe zu gewähren sei, sein Wesen

nicht ändert, wenn er in entsprechend gelagerten aällen als Kla—

ge auf Leistung von Familienkrankenhilfc erhoben wurd; während

sich bei einer unselbständigen Anspruchsvoraussetzung ein der—

artiger im Anspruchsgrund gleichbleibender Übergang von der

Feststellungsklage zur Leistungsklage nicht denken läßt (vgl. da—
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Mit dem angefochtenen Urteil ist daher die Zulässigkeit der Fest—

stellungklage zu bejahen (Vgl° dazu auch das Urteil des Bayeri—

schen Landessozialgerichts vom ll. Februar 1959 (Amtsbl° Bayer°

Staatsministerium für Arbeit 1959 s, 69 B)),

Es besteht weiterhin auch ein berechtigtes Interesse des Klä—

gers an der baldigen Feststellung schon um deswillen, weil von
der erwarteten Klarstellung abhängig ist, ob der Kläger bei

zukünftigen Erkrankungen seiner Ehefrau mit der Übernahme der

entsprechenden Kosten durch die Beklagte rechnen kann oder ob

er sich um einen anderweitigen Versicherungsschutz bemühen
muß°

Für eine die Zeit vor der letzten mündlichen Verhandlung be—

treffende Feststellung fehlt es im vorliegenden Fall allerdings

bereits deshalb an jedem Rechtsschutzinteresse, weil für diese

Zeit nach den bindenden Feststellungen des Berufungsurteils die

Möglichkeit einer Inanspruchnahme der Beklagten entfällt, da die

Ehefrau des Klägers in jener Zeit nicht krank gewesen ist°

II In der Sache selbst ist mit dem Landessozialgericht davon

auszugehen, daß bei der für den Rechtsstreit allein entschei—

denden Frage, ob die Ehefrau des Klägers unter den vorliegenden

Umständen berechtigt ist, von ihrem versicherten Ehemann Unter—

halt zu fordern — sämtliche übrigen im 5 205 der Reichsversiche—

rungsordnung (EVO) vorgeschriebenen Voraussetzungen sind erfüllt—,
der bürgerlich—rechtliche Unterhaltsbegriff zugrunde zu legen

ist° Ebenso muß mit dem Landessozialgericht f5 1360 des Bürger-

lichen Gesetzbuches (BGB) a.F., der die gegenseitige Unterhalts—
pflicht der Eheleute durchaus verschieden regelte, durch das

Grundgesetz (GG) als außer Kraft gesetzt angesehen werden, wo—
mit die von dem Kläger in erster Linie auch noch mit seiner

Revision vertretene Auffassung, der Ehemann sei auch in der

hier fraglichen Zeit stets seiner Frau gegenüber unterhalts—
pflichtig gewesen, sich als irrig erweist. Das Landessozial—

gericht läßt es alädann dahingestellt, von welcher Unterhalts—

regelung im Zeitpunkt seiner Entscheidung als geltendem Recht

auszugehen sei, —
entgegen der Behauptung des Klägers fordert

„ 7 -JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


..7..

es im vorliegenden Fall nicht die Gewährung überwiegenden Unter—

halts, so daß die dieserhalb erhobene Rüge nicht durchgreift — ,
da es jedenfalls für den vorliegenden Rechtsstreit die Ableh—

nung des Unterhaltsanspruchs der Ehefrau des Klägers bereits des—

halb für gerechtfertigt hält, weil deren Unterhalt wegen der Hö—

he des von ihr erzielten eigenen Einkommens auch ohne jede Un—

terhaltsleistung des Klägers gewährleistet sei. Diese Auffassung

wird dem Begriff der Unterhaltsverpflichtung, wie er im Zeit-

punkt des anzufechtenden Urteils anzuwenden war, nicht gerecht.

Wie der Bo Senat des Bundessozialgerichts in seinem Urteil vom

26° Mai 1959 (BSG 10 Sa 28) unter Anführung zahlreicher Literatur—

stellen zutreffend ausgeführt hat, wird auch für die Zeit von

der Änderung der Unterhaltsregelung des 5 1360 BGB a‚F° durch

den Ablauf der durch das GG geset■en Frist (31.5„l953) bis zum
Inkrafttreten des die Neuregelung enthaltenen Gleichberechti—

gungegesetzes (l„7„1958) davon auszugehen sein, daß mit den

@@1360 ff° BGB in der neuen Fassung des Gleichberechtigungs—

gesetzes nur das schon infolge der Änderung durch das GG ohne—
hin gültige Recht ausdrücklich normiert wurde und daß deshalb

diese neue Vorschriften auch für die Zeit vor dem l° Juli 1958

— insbesondere also hier bereits für den Zeitpunkt der letzten

mündlichen Verhandlung vor dem Landessozialgericht — als eine

den Gleichberechtigungsgrundsatz voll verwirklichende Interpree

tation angesehen werden und der Rechtsfindung auch für jene

Zeit bereits zugrunde gelegt werden können°

Mit dem 3° Senat ist weiter darauf hinzuweisen, daß @ 205 EVO,

der ohne Fassungsänderung noch mit dem (früheren) Begriff der

"Unterhaltsberechtigung" arbeitet, in das neue System des Fa—

milienunterhaltérechts nicht reibungslos eingepaßt werden kann

und deshalb seine Anwendung auf gewisse Schwierigkeiten stößt°

Zunächst ist es auch nach dem neuen Recht, das für den "Normal—

fall" der nicht getrennt lebenden Ehegatten überhaupt nur die

beiden Eheleuten gleichermaßen auferlegte Pflicht kennt, jeweils

nach den Verhältnissen des Einzelnen zum Familienunterhalt bei—

zutragen, jedenfalls nicht angängig, die Frage der Unterhalts—
_8_
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berechtigung eines Ehegatten allein auf Grund seiner persönlichen
(insbesondere Eink0mmens)—verhältnisse zu entscheiden, Gerade die

in der Neuregelung erheblich stärker als früher betonte Einheit

der Familie gebietet in dieser Beziehung eine die Verhältnisse

beider Ehegatten einbeziehende gemeinsame Betrachtung, da sich

je nach der Höhe des Einkommens des anderen Ehegatten eine unter—

schiedliche Auffassung von dem angemessenen Unterhalt der Fa—

milie und damit auch des anderen Ehegatten trotz gleichbleibender

Höhe von dessen Einkommen ergeben kann und daraus dann möglicher—

weise auch eine unterschiedliche Beurteilung der bestehenden "Un—

terhaltspflicht" abzuleiten wäre°

Ist somit der Ausgangspunkt der Überlegungen des Landessozial—

gerichts insofern unzutreffend, so kann auf der anderen Seite

daraus, daß nach der Neuregelung jeder Ehegatte von dem anderen

verlangen kann, in einem ihm zumutbaren Ausmaß zum angemessenen

Unterhalt beizutragen, nicht gefolgert werden (wie dies in der

Literatur häufig geschieht — z.B‚ Brühl in FamRZ. 1957 8° 401),

daß dieser wechselseitige Anspruch dem bisherigen Unterhalts—

anspruch gleichzusetzen sei und daß daher nach der Neuregelung '
in allen Fällen die Ehegatten wechselweise einen echten Unter—

haltsanspruch gegeneinander hätten° Mit dem 5. Senat ist viel—

mehr insoweit anzunehmen, daß die im @ 205 RVG vorausgesetzte

"Unterhaltsberechtigung eine Wechselbezügliohkeit der Ansprüche„.

ausschließt"° Es kann vielmehr im Sinne des 5 205 RVO auch heute

nur einer von beiden Ehegatten unterhaltsbgrgghtigt sein„

Es braucht im vorliegenden Fall nicht entschieden zu werden, ob

mit dem 3, Senat anzunehmen ist, daß andererseits regelmäßig

immer einer der Ehegatten dem anderen unterhaltsverpflichtet

sein muß, denn jedenfalls wird ein Unterhaltsansbruch eines Ehe—

gatten dann bejaht werden können, wenn aus den insgesamt zum
Familienunterhalt geleisteten Geldbeträgen dem "Unterhalt3be—

rechtigten" mehr zuzufließen hat als er aufgebracht hat°

Wenn das Landessozialgericht den 5 205 EVO demnach insoweit

rechtsirrig ausgelegt hat, als es die Frage der Unterhaltsbe—
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rechtigung des Ehegatten des Versicherten allein auf Grund von

dessen eigenen Einkommensverhältnissen entscheiden zu können

glaubte, so erweist sich seine Entscheidung im Ergebnis doch

aus anderem Grunde als richtig, In dem Tatbestand des ange—

fochtenen Urteils hat das Landessozialgericht festgestellt,

daß der Kläger zum l° Mai l957 invalidisiert werden ist°

Hierin liegt gleichzeitig die Feststellung, daß die Einnahmen

des Klägers im Zeitpunkt des Urteils niedriger waren als die—

jenigen seiner Ehefrau, da als gerichtsbekannt davon auszuge—

'hen ist, daß die Rente eines versicherungspflichtigen Bergbauan—

gestellten im Dezember 1957 keinesfalls den Betrag von 700,—— DM
überschritten hat° Unter diesen Umständen kann auch nach der

Auffassung des erkennenden Senats nicht davon ausgegangen
wer—

den, daß der Kläger, der zur Zeit der maßgeblichen letzten Tat—

sachenverhandlung ein niedrigeres Einkommen als seine Ehefrau

hatte, dieser gegenüber im Sinne des 5 205 EVO unterhaltsver—

pflichtet gewesen ist, so daß sich sein Anspruch als unbegrün—

det erweist,

Die Revision war daher zurückzuweisen°

Die Entscheidung über die Kosten erfolgt aus 5 193 Abs„l SGG°
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